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Ein linker Bürgermeister für 
Berlin-Mitte?

Ja, warum denn eigentlich nicht? Christoph  
Keller tritt als Kandidat der LINKEN für 
den Bürgermeisterposten im Rathaus 
Mitte an.  Welche Ziele setzt er sich für 
die kommenden Jahre und worin sieht er 
die wesentlichen Schwerpunkte seiner 
Arbeit?

Können sich Soldaten auch mit 
Corona anstecken?

Offensichtlich nicht so richtig. (Oder doch?) 
Während im Land harte Schutzmaßnah-
men, wie nächtliche Ausgangssperren und 
Verbote für Zusammenkünfte herrschen, 
treffen sich 30.000 Soldaten aus 26 Natio-
nen zum NATO-Großmanöver. Und warum 
eigentlich?

Hat Berlin den Kampf um 
bezahlbaren Wohnraum verloren?  

Nein, hat es nicht. Die Aktivisten der Kam-
pagne „Deutsche Wohnen & Co. enteignen“ 
sind nach dem Fall des Berliner Mieten-
deckels noch motivierter. Jetzt erst recht! 
Legt den Mietspekulanten das Handwerk! 
Und die Unterstützung der Berlin:innen 
wächst.
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BUNDESMIETENDECKEL JETZT!
Die Bundestagswahl muss zur Mietenwahl werden

Lautes Scheppern von Topfdeckeln 
und die Sprechchöre von rund 20 000 

spontanen Demo-Teilnehmern machten 
am 15. April deutlich, dass die Berliner 
Mieter nach der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts keineswegs in 
Resignation verfallen, sondern erwarten, 
dass die kommende Bundestagswahl den 
Mietendeckel auf Bundesebene ermög-
lichen wird.

Das wird nicht mit den Stimmen der CDU 
gehen, so viel ist sicher.  Denn gerade auf 
der politischen Bundesebene weigerte sich 
die Regierung, in den Wohnungsmarkt re-
gulierend einzugreifen. Die Mietenpolitik 
der Großen Koalition von CDU und SPD 
war völlig zahnlos und unzureichend:  Die 

„Mietpreisbremse“ des Bundes bietet keiner-
lei ausreichenden Schutz vor exorbitanten  
Mieterhöhungen und vor Verdrängung. 

Wir können nur hoffen, dass immer 
mehr Menschen erkennen, dass die CDU 
den Mieterschutz bisher verhindert hat und 
jetzt andere Parteien aktiv werden müssen. 

Denn der Kampf gegen überteuerte Woh-
nungen geht weiter: Die Initiatoren des 
Berliner Volksbegehrens „Deutsche Woh-
nen & Co. enteignen“ rechnen nach dem 

juristischen Aus für den Berliner Mieten-
deckel mit neuem Schwung für ihre seit 26. 

Michael Prütz bei der Demo am Hermannplatz

Bezirksverband Mitte
Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin
Tel.: 030 / 240 09-336
Mo. bis Mi. 9–16.30 Uhr      und Do. bis 19 Uhr

Lesen gegen das Vergessen!    10. Mai 2021, 18 – 19:30 Uhr, online
Wir wollen an Schriftstellerinnen und Schriftsteller erinnern, deren Bücher am 10. Mai 1933 in 22 deutschen Universitäts-
städten – beginnend auf dem heutigen Bebelplatz in Berlin, wo diese Lesung für gewöhnlich stattfindet – öffentlich verbrannt 
wurden. Das wollen wir nicht vergessen!
Mit Carolin Haupt, Schauspielerin; Klaus Lederer, Senator für Kultur und Europa; Gesine Lötzsch, Mitglied des Deutschen 
Bundestages; Petra Pau, Vizepräsidentin des Deutschen Bundestages, Oliver Ruhnert, Geschäftsführer 1. FC Union Berlin; 
Ingo Schulze, Schriftsteller und vielen anderen.

Die Lesung wird als Livestream auf dem YouTube-Kanal der Fraktion und bei Facebook übertragen.

Fortsetzung auf Seite 3   
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Aus der BVV

Blick aus dem Amt

Wie geht es im Bezirksamt weiter nach dem 
Mietendeckel-Urteil?

Die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichtes, den Mietendeckel für 

nichtig zu erklären, ist ein herber Rück-
schlag für Mieter:innen und den Kampf 
gegen Mietenwahnsinn und Verdrängung. 
Rund 40.000 Berliner Haushalte werden 
voraussichtlich nicht in der Lage sein, die 
Differenz zwischen rechtmäßiger und zeit-
weilig gedeckelter Miete zu leisten und 
benötigen somit beratende und finanzielle 
Unterstützung.

Der Bezirk Mitte wird betroffene Mie-
ter:innen in dieser Situation nicht im Stich 
lassen. Mit unseren bezirklichen kostenlo-
sen Mietrechtsberatungen wollen wir einen 
Beitrag leisten, die mögliche Verunsicherung 
bei vielen Berliner:innen nach dem Urteil zu 
mildern. Öffnungszeiten und weitere Informa-
tionen finden sich auf der Internetseite des 
Amtes für Bürgerdienste. Die Aufstockung 
der Beratungsangebote wird gegenwärtig ab-
gestimmt. Die Beratungsstellen sollen auch 

in die Beratung rund um den „Sicher-Woh-
nen“-Hilfefonds eingebunden werden. Die-
ser Fonds wird Mieter:innen unterstützen, 
die nicht aus eigener Kraft Nachzahlungen 
nachkommen können.

Neben den bezirklichen Mieterberatungen 
stehen auch die Sachbearbeitungen der Leis-
tungsstellen sowie der allgemeinen Sozial-
dienste und die Fachstelle Soziale Wohnhilfe 
des Bezirksamtes den Bürger:innen beratend 
zur Verfügung. 

Das Bezirksamt prüft, ob Nachforde-
rungsansprüche im Rahmen von Arbeitslo-
sengeld, Grundsicherung oder Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
übernommen werden können. Leistungs-
beziehende können sich hierfür an das je-
weilige Amt wenden. Gleiches gilt auch für 
Wohngeld-Bezieher:innen. 

Neben den Beratungs- und Unterstüt-
zungsleistungen wird das Mietendeckel-Urteil 
auch für organisatorische Veränderungen im 

Bezirksamt sorgen. Noch liegen keine Infor-
mationen zur konkreten Abwicklung nach 
der Aufhebung des Gesetzes vor. Der Be-
reich MietenWoG wird nach der Abwicklung 
wohl aufgelöst werden und die betreffenden 
Beschäftigten in andere Aufgabengebiete 
umgesetzt. Nach Wegfallen des Mietende-
ckels werden die anderen mietenpolitischen 
Instrumente wie der Milieuschutz und das 
Zweckentfremdungsverbotsgesetz umso 
wichtiger. In Gebieten wie dem Zweckent-
fremdungsbereich können die umgesetzten 
Kolleg:innen daher einen ebenso wertvollen 
Beitrag leisten und uns glücklicherweise er-
halten bleiben.

Auch wenn noch einzelne Punkte offen 
sind, so kann doch jetzt schon festgehalten 
werden: Im Bezirk geht es auch nach dem 
Mietendeckel unterstützend und gemeinsam 
mit den Mieter:innen weiter.

Ramona Reiser, Stadträtin für  
Jugend, Familie, Bürgerdienste

15 Ämter für einen Naturkindergarten
Am 22. April tagte wieder die Bezirks-

verordnetenversammlung von 
Berlin-Mitte als Videokonferenz, um 
eine Gefährdung und Ansteckung der 
Verordneten in Zeiten des Coronavirus 
zu verhindern.
Sechs Tage vor der BVV wandten sich Ver-
treter der Elterninitiative, die einen Naturkin-
dergarten am Standort Plötzensee erschaffen 
wollten, an die Linksfraktion. Die einjährigen 
Bemühungen der Eltern, einen neuen Kin-
dergarten mit dringend benötigten Plätzen 
in Mitte zu schaffen, schienen auf einmal 
vor dem Aus zu stehen. Nachdem 14 Abtei-
lungen und Ämter im Bezirksamt und in den 
zuständigen Senatsverwaltungen das Okay 
gegeben hatten, verweigerte auf einmal, nicht 
einmal einen Monat vor dem eigentlichen Be-
triebsbeginn, das Stadtplanungsamt Mitte die 
Genehmigung. Laut Bezirksstadtrat Gothe war 
die rechtliche Begründung des Amtes dafür, 
dass öffentliche Belange der Eröffnung der 
Kita entgegen standen. Damit war die ganze 
Arbeit der Initiatve in Gefahr. Auf Anfrage der 

Linksfraktion in der BVV sagte Gothe, dass 
das natürlich keine befriedigende Lösung sei 
und er darum so schnell wie möglich eine 
Behördenkonferenz einberufen will, damit 
der Naturkindergarten doch noch genehmigt 
werden kann. Ein Antrag der Linksfraktion, 

der das Bezirksamt auffordert, alles Notwen-
dige zu unternehmen, um den Betrieb des 
Naturkindergartens zu ermöglichen, wurde 
einstimmig von der BVV beschlossen.
Andreas Böttger, Fraktionsgeschäftsführer 

DIE LINKE. in der BVV von Berlin-Mitte
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Bezirksbürgermeister-Kandidat
Auf dem Weg ins Rathaus: Christoph Keller (DIE LINKE.)

Der 26. September ist ein Superwahl- 
Sonntag. Punkt 18.00 Uhr werden wir 

die erste Wahlprognose und einen Aus-
blick auf die Politik der kommenden Jahre 
erhalten. Bis dahin werden Debatten über 
soziale Gerechtigkeit, die Überwindung 
der Pandemie, unsere zukünftige Gesell-
schaft und nachhaltiges Wirtschaften die 
Presselandschaft dominieren. Doch wie 
unsere Nachbarschaft, die Versorgung mit 
Kita- und Schulplätzen, unsere Verkehrs-
wege und Mitbestimmungsmöglichkeiten 
aussehen werden, entscheidet sich an 
anderer Stelle – nämlich auf Landesebene 
und bei uns im Bezirk.

Als LINKE treten wir an, über die Zukunft 
Berlins und die Zukunft für Mitte mitzuent-
scheiden. Unsere erfolgreiche Landespoli-
tik wollen wir fortsetzen und weiterhin für 
Mieter:innen, für Benachteiligte, für Kunst 
und Kultur kämpfen. Uns ist aber auch wich-
tig, dass Berlins Bezirke gut ausgestattete 
Verwaltungen haben, um Bürger:innen den 
bestmöglichen Service anzubieten. 

Als Bezirksbürgermeisterkandidat für 
DIE LINKE in Berlin-Mitte setze ich mich 
gemeinsam mit unserer BVV-Fraktion für 
mehr bezahlbare Wohnungen und für die 
konsequente Ahndung von Zweckentfrem-
dung ein. Sichere und barrierefreie Rad- und 
Fußwege sind mir wichtig, und mit der Aus-
weitung von Anwohnerparkzonen wollen 
wir zur Umverteilung des Straßenraums 
beitragen. Um jedem Kind einen Kitaplatz 
anbieten zu können, muss der Platzausbau 
vom Bezirksamt priorisiert werden, wie auch 
bei unseren Schulen. Kieze sollen grün und 
lebenswert sein und die Bewohner:innen 
einladen, sich zu treffen, selbst Hand an-
zulegen und mitzugestalten.

Kommunalpolitik dreht sich um das unmit-
telbare Wohn- und Lebensumfeld der Men-
schen. Schon kleine Verbesserungen haben 
eine positive Wirkung auf die Lebensqualität, 
ob bei der Beleuchtung in Parks, der Bereit-
stellung von Hochzeitsterminen, der Sau-
berkeit im Quartier oder der angemessenen 
Beteiligung, wenn es um Veränderungen im 
eigenen Kiez geht. Damit unser Bezirk seine 
Aufgaben besser wahrnehmen kann und sei-
ne Projekte zuverlässig auf den Weg bringt, 
braucht Mitte auskömmliche Finanzmittel. 
DIE LINKE im Abgeordnetenhaus streitet für 
sichere Finanzen für die Bezirke – ein hartes 
Unterfangen angesichts neuer Verteilungs-
kämpfe. Der selbstauferlegte Sparzwang, wie 
ihn Noch-Bezirksbürgermeister Stephan von 
Dassel (Grüne) vertritt, führt in die falsche 

Richtung. Die ausreichende Ausstattung der 
Verwaltung ist essentiell für die zukünftige 
Arbeit unserer Ämter. 

Als Bürgermeisterkandidat will ich frischen 
Wind ins Bezirksamt bringen und baue auf 
meine Erfahrungen im Rathaus Lichtenberg. 
Ich kenne Bezirkspolitik aus Sicht der Ver-
waltung, aber auch als Bürgerdeputierter für 
DIE LINKE im Ausschuss Soziale Stadt. Meine 
langjährige ehrenamtliche Tätigkeit als Spre-
cher der Stadtteilvertretung Müllerstraße hilft 
mir, den Einsatz von Anwohnenden, Initiati-
ven und Vereinen wirklich wertzuschätzen 
und offen für die Interessen aus der Bewoh-
ner:innenschaft zu sein. 

Ich trete an für eine starke LINKE in der 
BVV Mitte und für ein richtig rotes Rathaus. 

Christoph Keller

Februar laufende Unterschriftensammlung. 
Das lässt sich auch gut an der Anzahl der 
Google-Suchanfragen nach „Deutsche 
Wohnen & Co. enteignen“ erkennen: Seit-
dem haben haben sich die Zahlen mehr als 
vervierfacht. Das Berliner Volksbegehren 
verzeichnet riesige Zuläufe. Michael Prütz, 
Mitinitiator und Sprecher der Initiative, hat 
alle Hände voll zu tun: „Unsere Social-Me-
dia-Kanäle explodieren, wir haben allein 
an einem Tag 4000 neue Follower auf 

Instagram“, berichtet er. Von User:innen 
kommt großer Zuspruch. „Wir sind die ein-
zige verbliebene Option für viele Mieter:in-
nen. Die Landespolitik hat ihre Möglichkei-
ten ausgeschöpft.“ erklärt sich das Prütz.

„Viele Menschen sind wütend, wollen et-
was tun“, sagt Rouzbeh Taheri, der Spre-
cher der Initiative Deutsche Wohnen & 
Co. enteignen. „Sie haben gesehen, dass 
wir eine erfolgreiche Initiative sind und 
setzen ihre Hoffnung auf uns.“ Denn der 

gegenwärtige Mietenwahnsinn zerstört 
Kieze durch Verdrängung und macht Le-
bensperspektiven kaputt.  Auch der „Bun-
desdeckel“ ist deswegen ein Akt der Not-
wehr gegen die Verdrängung und für ein 
bezahlbares Berlin für alle. Wenn ihn das 
Land Berlin nicht einführen darf, weil die 
Gesetzgebungskompetenz auf Bundesebe-
ne liegt, dann muss er eben auf Bundese-
bene eingeführt werden.

Rainer Scholz

Fortsetzung von Seite 1:  BUNDESDECKEL JETZT!

Bezirksbürgermeister-Kandidat  Christoph Keller
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Jetzt erst recht „Deutsche 
Wohnen & Co. enteignen“!
Interview mit Lukas Leitner, Mitglied 
des Kiezteams Mitte

Wie läuft bei dir und deinem 
Kiezteam jetzt etwa zur Halbzeit 
die zweite Etappe der Initiative 

„Deutsche Wohnen & Co. enteignen“?
Jetzt erst recht. Nach dem Kippen des 
Mietendeckels ist unsere Motivation für 
die Unterschriftensammlung noch größer 
geworden. In der Woche der Verkündung 

haben wir einen neuen Rekord von 1000 
Unterschriften erreicht. Und unser Team 
wächst noch immer.

Wie ist das aktuelle 
Zwischenergebnis?
Bis 26. April für ganz Berlin über 130.000 
Unterschriften. Unser Kiezteam Mitte hat 
vom Endziel 6.000 fast 5.500 geschafft.

Mit welchen Zahlen steuert ihr das 
Endergebnis an?
Insgesamt wären schon bis 225.000 Un-
terschriften gut, um sicher zu gehen, die 
erforderlichen 170.000 zu erreichen. Für 
unser Kiezteam Mitte sind 6.000 einge-
plant. Wenn wir 1000 Leute sind und im 
Durchschnitt jeder 225 in vier Monaten 
sammelt, haben wir die 225.000 locker. 
Mein persönliches Ziel ist mehr als 225, 
die habe ich schon auf meinen Listen.

Welche sind deine/eure 
überzeugendsten Argumente?
Menschen gehen vor Profite. Der Privati-
sierungsfehler von 2014 wird rückgängig 
gemacht. Gutachten der wissenschaftlichen 
Dienste von Bundestag, Abgeordnetenhaus 
und Senat bestätigen die juristische Zuläs-
sigkeit des Enteignungs-Volkbegehrens.

Wie reagiert Ihr auf die Meinung, das 
Volksbegehren sei zu teuer, da nur 

zum Marktpreis vergesellschaftet 
werden könne?
Das ist nicht der Fall, da die Entschädigung 

„unter gerechter Abwägung der Interessen 
der Allgemeinheit und der Beteiligten“, zu 
denen ja sowieso auch Mieter:innen gehö-
ren, zu bestimmen ist (Art 14 GG).

Gibt es neue Erfahrungen zur 
Optimierung der Sammlung?
Vor allem an zentralen Orten müssen Sam-
mellisten ausliegen. Interessierte Menschen 
zum Mitsammeln motivieren und deren 
Kontaktdaten gleich erfassen.

Das Interview mit Lukas Leitner, 20, in Mitte 
geboren und aufgewachsen, seit 2020/21 
Studium Politik und Wirtschaft an der Uni 
Potsdam, auch im Bezirksteam Fridays for 
Future aktiv, führte 

Matthias Herold

Lukas Leitner, Mitglied des Kiezteams Mitte

Bei anderen gelesen

	➤ Die Corona-Pandemie im 
Dienste des Kapitals

Die Strategie des großen Kapitals war ausge-
richtet, die Corona-Pandemie direkt oder indi-
rekt, zeitnah und zeitversetzt so profitabel wie 
möglich zu vermarkten, Markt und Marktposi-
tionen auszubauen, Konkurrenten zu überflü-
geln und auszuschalten sowie die Pandemie 
als naturgegebene Profitquelle auszubeuten. 
Sie ist im Kern ein sozialer Kahlschlag. Die 
Zielstellung ist eindeutig: Kürzen und durch 
kapitalfreundlichere Lösungen ersetzen.  Zum 
Geschäftsmodell der Konzerne und großen 
Unternehmen gehört offensichtlich, vom Staat 
Finanzhilfen anzufordern, üppige Dividenden 
an die Aktionäre auszuschütten

„RotFuchs“, April, von Prof. Achim Dippe

	➤ Macht Radau zusammen

Identitäts- und Klassenpolitik sind verschränkt. 
Thierse will das nicht wahrhaben und zeigt, 
worum es in dem Streit und die Kritik auf seine 
Meinung geht: dass Kämpfen gelernt sein will. 
Manche spielen Identitäts- und Klassenpoli-
tik gegeneinander aus. Aber im Klassenkampf 
wäre „Klassenbewusstsein“ zu erwerben. Das 
hat niemand von selbst, es wird stufenweise 
aufgebaut.  

„Der Freitag“, Nr. 14/2021 S.103

	➤ Ist unser Föderalismus noch 
zeitgemäß?

Das Infektionsschutzgesetz wurde vom Bun-
destag verabschiedet. Die „bundeseinheitli-
che Rahmung“ und damit die Einschränkung 
des Föderalismus sei „überfällig“ gewesen. 
Der Föderalismus wurzelt bekanntlich tief im 
Grundgesetz und war von seinen Schöpfern als 
Behelfslösung gedacht. Er sei ein „Schuppen“, 
wie Carlo Schmidt am 8. Mai 1949 im Parla-
mentarischen Rat ausdrückte, ein „Notbau“, 
um über die nächsten Monate oder Jahre zu 
kommen. Doch Provisorien halten bekanntlich 
länger. Der Schuppen steht noch heute und 
erstarrte über die Jahre zum lebenden Denk-
mal. Das föderale Entscheidungsdurcheinander 
sei in der Krise immer ein Problem. Es schien 
keineswegs abwegig, dass das Notbremsenge-
setz zum Ausgangspunkt einer tiefgreifenden 
Reform der föderalen Ordnung hätte werden 
können. Gute Gründe, den Föderalismus zu 
überdenken.

„Cicero“, 23.04.2021 
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Menschen in Mitte 

Multitalent Lars Preisser 
zwischen Brüsseler Straße und 
Philadelphia

„Spinner und Weber“ ist sozusagen die 
„Gute Stube“ für das künstlerische Mul-
titalent Lars Preisser. 2013  hatte der 
Zeichner, Textil- und  Medienkünstler 
zusammen mit Sebastian El-Rawas, 

einem kunst- und politikinteressierten 
Lehrer an der Brüder-Grimm-Grund-
schule,  aus einem heruntergekommenen 
Laden in der Brüsseler Straße 37 einen 
vielversprechenden nicht kommerziel-
len Projektraum als Atelier, Treffpunkt 
und Café gemacht. Seitdem stellt er dort 
gelegentlich eigene Schöpfungen und 
die anderer Künstler vor. 

Darunter war eine von ihm entworfene 
und gebaute surreale Webmaschine, die 
zuvor im Bauhaus Dessau gezeigt wur-
de. Themen anderer Ausstellungen waren 
zum Beispiel  „100 Jahre Oktoberrevoluti-
on“, „90 Jahre Blutmai“, „Erzgebirgisches 
Laseratomkraftwerk mit Pigmentfenster“ 
oder auch szenische Lesungen über die 
Weddinger Seestraße. „Bei uns können 
Dinge ausprobiert und diskutiert werden, 

hier treffen  Profis, Laien und sogar Ba-
nausen aufeinander“, hebt Lars Preisser 
hervor. „Wir haben eher ein Publikum, das 
man in der Kneipe nebenan antrifft, als 
jenes, was üblicherweise auf Vernissagen 
herumlungert“. 

Andere Arbeiten von Lars Preisser wie 
ein im Raum schwebender Teppich,  mit 
Baumwolle und Audiokabeln gewebt, die 
den Klang des Webstuhls durch das Textil 
transportieren, oder das 16-mm-Filmpro-
jekt „Zeit der letzten Brachen“ über das 
Verschwinden von Berliner Brachflächen 
gab es bisher in Galerien und im öffentli-
chen Raum zu bestaunen.   

In Lindau am Bodensee in der Familie 
einer zeichnerisch begabten Hausfrau und 
eines Dichters geboren, wuchs Lars mit 
seinen drei Geschwistern in Kreuzberg 
auf. Nach dem Abitur zog er nach Neu-
seeland, wo er mehrere Jahre lebte und 
Kunst an der Otago Polytechnic School 
of Art studierte. Zurück in Europa, ging er 
an die Leipziger Hochschule für Grafik und 
Buchkunst, wo er das Medienkunststudi-
um mit Diplom abschloss.   Mit Stipendien, 
Praktika und in Workshops für Film, Ani-
mation, Drucktechniken, Zeichnung  und 
Weberei in Philadelphia, Amsterdam und 
Kyoto entwickelte sich der 36-jährige zum 
Allroundkünstler.

„Etwas naiv vertraute ich anfangs darauf, 
entdeckt zu werden, anstatt das selbst in 
die Hand zu nehmen“, gesteht Lars Preis-
ser. „Meine Partnerin und Künstlerkollegin 
Beatrice Schuett Moumdjian motivierte 
mich immer wieder, mich mehr bei Aus-
schreibungen zu bewerben“. Erfolgreich 
war er jüngst mit seiner Bewerbung mit ei-
nem Projekt bei der berlinweiten  Initiative 

„Draussenstadt“, die die Senatsverwaltung 
für Kultur und Europa mit insgesamt sie-
ben Millionen Euro fördert. „Das hilft na-
türlich schon die Corona-Krise auch finan-
ziell zu überstehen“. Und wenn das Virus 
es zulässt, fliegt der Künstler im Sommer 
nach dem nordamerikanischen Delaware, 
um im dortigen Winterthur Museum ein 
Langzeitprojekt zum Thema „Kugelsichere 
Textilien“ zu vollenden. Viel Erfolg! 

Matthias Herold

Zeichner, Textil- und  Medienkünstler Lars Preisser

Kurznachrichten

	➤ JugendFEIER 2021 digital

Die JugendFEIER-Saison 2021 für Berlin hat 
der Humanistische Verband Berlin-Bran-
denburg am 10. April gestartet. Pande-
miebedingt f indet das traditionelle Le-
benswendefest in diesem Jahr digital statt.  
Unter dem Titel JugendFEIER@Home können 
die rund 3 000 Jugendlichen und ihre Familien 
ein beeindruckendes Festprogramm am hei-
mischen Bildschirm verfolgen.

	➤ Neue Kanzlerin an  
„Ernst Busch“

Neue Kanzlerin der Hochschule für Schauspiel-
kunst „Ernst Busch“ in der Zinnowitzer Straße 
ist seit April Christiane Linsel. Nach der Wahl 
im Herbst vergangenen Jahres durch den Er-
weiterten Akademischen Senat der Hochschu-
le wurde die gelernte Bankkauffrau durch den 
Berliner Senat auf Vorlage des Regierenden 
Bürgermeisters bestellt. Sie studierte in Jena 
und Bayreuth Rechtswissenschaften sowie in 
Erfurt Mediation. Elf Jahre lang war Linsel an 
der Bauhaus-Universität Weimar tätig und seit 
2018 Kanzlerin der Staatlichen Hochschule für 
Gestaltung Karlsruhe.

	➤ Warnung vor 
Klinikschließungen

Das Bündnis Klinikrettung hat anlässlich des 
Weltgesundheitstages auf dem Berliner 
Alexanderplatz gegen drohende Klinikschlie-
ßungen protestiert. Derzeit seien bundesweit
mehr als 30 Häuser von der Schließung bedroht 
-  darunter auch das Wenckebach-Klinikum
im Wahlkreis des Regierenden Bürgermeisters 
Michael Müller (SPD) in Tempelhof. Für eine 
Petition an Bundesgesundheitsminister Jens 
Spahn (CDU) sammelt das Bündnis zurzeit
Unterschriften.

	➤ Testzentren ungleich verteilt

In den Bezirken wächst die Kritik an der un-
gleichen regionalen Verteilung der Covid-19-
Schnelltestzentren. Während sich die Teststel-
len in den Innenstadtgebieten häufen, sieht es 
in den Außenbereichen schlecht aus. Der Se-
nat hat 63 Millionen Euro pro Monat bereitge-
stellt. Die Teststrategie baut dabei komplett 
auf privaten Anbietern auf  - „ein Eldorado für 
Glücksritter“, wie Wolfgang Albers, gesund-
heitspolitischer Sprecher der Linksfraktion im 
Abgeordnetenhaus, sagte. Nur eben in  den 
Außenbezirken rechnet es sich nicht so sehr.
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Die Gegenwart irrt zwischen Zukunft und 
Vergangenheit 

Die Not bremst unterschiedlich. Nach 
dem furchtbaren Unfall in der Inva-

lidenstraße gibt es hier seit kurzem 
Markierungen: Je eine Spur für Fahrrä-
der, Autos und Straßenbahnen teilen sich 
die andere. Die Ampel wurde angepasst, 
eine zweite fehlt, halbhoch verhindern 
abschnittsweise rotweiße Poller Kurz-
parker. 

Die Warenanlieferung bis zur Tür ist ent-
fallen, der Bürgersteig fast fahrradfrei. Dafür 
gibt́ s Autostau in der parallelen Torstraße, 
durch den sich unsereins bei Fußgängergrün 
durchquetscht. Ganzheitlich ist ein Schlag-
wort. Mich nervt das urbane Stückwerk, 
Corona macht wütend: Zuviel verpasste 
Chancen, Dauerchaos, politischer Leicht-
sinn, Ödnis, Lethargie, Grobheit, gewollte 
Provokationen. Andererseits Schnelltests, 
Code-Briefe, Impf-Termine, Pfizer, Moderna, 
Astra… Stimmungen und Erkenntnisse kom-
men und gehen, ich muss die neue Gangart 
des Lebens erlernen, Zukunft nimmt keine 
Rücksicht auf Gegenwart. Mit Berlins Mie-
tendeckel hat’s nicht geklappt, wird jetzt 
mehr gebaut? Alte Läden schließen, neue 
öffnen, auch für Brot und Kuchen. In Mitte 
wird Wohnraum-Leerstand beklagt, nicht ge-
ahndet, das Friedrichstraßenprojekt dümpelt, 
Parks sind geputzter, es grünt, Sonne und Re-
gen bleichen die Hinweise zur Maskenpflicht 
aus. Letztens schnauzte ein halbmaskierter 
Herr mit Stock, ihm sei der vorgegebene Ab-
stand zu kurz. Ich schotte mich notgedrun-
gen ab, mir fehlen Ziele, Zufallsbegegnungen, 

unverbindlicher Schwatz, lieber Kaffee, Ku-
chen, Imbiss to-go als gar nichts. Bewe-
gung tut gut, Nachtaktive hinterlassen Pap-
pen, Büchsen, Flaschen, Kippen, ohne Club 
und Kneipe sind Büsche, Bäume, Ecken das 
Klo. Fehlt dem Ordnungsamt Geruchsinn, 
der Polizei nächtliches Personal, der Politik 
Bürgernähe? 

Mein mittiges Lebensgefühl ist eine Er-
innerung, ist Film und Foto. Hier war’s sicht- 
und hörbar schriller als anderswo, wurde 
eng, laut, fröhlich, versonnen, staunend, 
eilig, gereizt, privat, öffentlich gedrängelt, 

gezahlt, geredet, gekreischt, getanzt, gelacht, 
gegessen. Das war der Zeitgeist. Welcher re-
produziert nun ein neues Puzzle aus lebens-
hungrig Ex- und Introvertierten, technisch 
und modisch Affinen, das verwegen bunte 
Volk der alten Mitte? 

Das Corona-Jahr überwältigt Jung, Älter, 
Alt, urbanen Durchschnitt, milde bis wilde 
Exzentriker, Passanten, Nachbarn, Neugieri-
ge, Gegenwart, Zukunft, Vergangenheit. Ich 
muss also abwarten, Tee trinken, kulinarische 
Extravaganzen üben.  

Irene Runge

Wofür ein Fahrrad alles gut ist, auch als Blumenständer

Zweite Stufe des 
Volksbegehrens zur 

Enteignung großer privater 
Wohnungsbaukonzerne! 

Wir brauchen 170.000 gültige Unter- 
schriften! Helft mit beim Sammeln!

Kontakt über:  
kiezteam_wedding@dwenteignen.de 

und über:  
kiezteam_mitte@dwenteignen.de

Unterschriftenlisten können im Karl- 
Liebknecht-Haus empfangen werden!

Karikatur: Klaus Stuttmann
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Das Ende vom Anfang 
Kampf um bezahlbaren Wohnraum nicht beendet

Zuerst einmal ist zu sagen, dass es 
gute Gründe gibt, enttäuscht zu sein. 

Einen Mietendeckel wird es so, wie wir 
ihn wollten, vorerst nicht geben. Nicht auf 
Landesebene. Die Möglichkeit, kommunal 
auf eine Bedrohungslage für viele Men-
schen in unserer Stadt zu reagieren, hat 
uns das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichtes verwehrt. 

Wir haben den für diese Gesellschaft ra-
dikalen – aber nach den Buchstaben unserer 
Verfassung keineswegs zu radikalen – Ver-
such unternommen, Mieterinnen und Mieter 
vor kapitalorientierter Hemmungslosigkeit zu 
bewahren und das ihnen zustehende Grund-
recht auf bezahlbaren Wohnraum zu schüt-
zen. Und sind vorerst damit gescheitert. Der 
Mietendeckel, wie wir ihn beschlossen hat-
ten, war weder unbegründet und schon gar 
nicht war er ungeprüft. Das Verfassungsge-
richt hätte auch anders entscheiden können, 

hätte es sich mehr mit der Sache und nicht 
ausschließlich mit der Frage befasst, ob das 
Bundesland Berlin seine Kompetenz über-
schritten hat, indem es versuchte, soziales 
Mietrecht durchzusetzen. 

Dies ist ja nicht ohne Grund geschehen, 
sondern aus der Erkenntnis erwachsen, dass 
unter der gegenwärtigen politischen Konstel-
lation der Bund nicht willens und nicht in der 
Lage ist, Mieterinnen und Mieter in Regionen 
mit angespanntem oder überspanntem Woh-
nungsmarkt ausreichend zu schützen. Die 
Mietpreisbremse jedenfalls erfüllt das Krite-
rium eines wirklichen Schutzes vor exorbitan-
ten, renditeorientierten Mietsteigerungen in 
keiner Weise. Sie kommt dem Versuch gleich, 
mit einer Gießkanne einen Flächenbrand zu 
löschen. Woraus lässt sich Hoffnung schöp-
fen oder anders gefragt: Warum ist der Kampf 
damit nicht beendet? Wenn das Verfassungs-
gericht vorerst den Ländern die Kompetenz 
abspricht und auf den Bund verweist, dann 
wird es darum gehen, auf Bundesebene einen 
Mietendeckel durchzusetzen. 

Oder den Kommunen jene Instrumente 
in die Hand zu geben, die sie in die Lage 
versetzen, auf die jeweilige Situation (die 
reicht ja von großem Mangel an bezahlbarem 
Wohnraum bis hin zu Leerstandproblemen in 
kleinstädtischen und ländlichen Regionen) 
adäquat zu reagieren. Wohnraumschutz und 
Wohnraumbeschaffung sind bereits Länder-
sache, warum dann nicht auch die Möglich-
keit, regulierend auf Preise einzuwirken? 
Und zwar auch für jenen Bereich, in dem die 

Preise explodieren – also bei frei finanzierten, 
ungebundenen Wohnungen. Zuerst einmal 
werden wir uns darum kümmern, dass die 
vom Urteil des Bundesverfassungsgerich-
tes unmittelbar betroffenen Mieterinnen und 
Mieter, denen dadurch eine Notlage droht, 
von uns Hilfe bekommen. Aber es gilt: Wir 
werden nicht aufgeben, für ein soziales Miet-
recht zu kämpfen. 

Carola Bluhm, Mitglied des 
Abgeordnetenhauses

Aus dem Abgeordnetenhaus

Kostenlose Sozial-  
und Mieterberatung

der Linksfraktion in der BVV und des  
Bezirksvorstandes der Partei DIE LINKE –  
mit Rechtsanwalt André Roesener 
an jedem ersten Mittwoch des Monats  
von 17 bis 19 Uhr im Nachbarschaftszen-
trum „Bürger für Bürger“ der Volkssolidari-
tät, Brunnenstr. 145, 10115 Berlin – und

an jedem dritten Mittwoch des Monats   
im Kreativhaus, Fischerinsel 3,  
10179 Berlin.
an jedem ersten, dritten und fünften 
Mittwoch des Monats 
kostenlose Beratung zu Sozialrecht  
(Hartz IV) sowie Familien-, Miet- und  
Arbeitsrecht durch die Rechtsanwälte
Nina Jenny Soest und Christian Wisch
von 17 bis 19 Uhr (keine Anmeldung  
erforderlich)
LinksTreff, Malplaquetstr. 12, 13347 Berlin, 
Tel.: 28705751

Wahlkreisbüro Tobias Schulze, 
Mitglied des Abgeordnetenhauses 

Tegeler Str. 39 
13353 Berlin – Wedding 
Tel.: 030 – 547 13 449 
Bus 142 Kiautschoustraße, S- und U-Bahn-
hof Wedding, U-Bahnhof Amrumer Straße
Während der Öffnungszeiten telefonisch  
erreichbar.

Öffnungszeiten:
Dienstag, Mittwoch und Donnerstag  
10 – 16 Uhr 
Und nach Vereinbarung!

Per Mail, Facebook, Twitter erreichbar.
buero.schulze@linksfraktion.berlin
www.facebook.com/TobiasSchulzeLINKE
www.tobiasschulze.berlin
Twitter: @sprengbuero

Carola Bluhm
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Das höchste deutsche Gericht hat den 
Berliner MIETPREISDECKEL  n i c h t  ver-

dammt, nicht bewertet, nur wegen anderer 
Z u s t ä n d i g k e i t  an die Kläger zurück-
gereicht: Die Bundesregierung möge sich 
damit befassen. 

Die Kläger der Berliner Opposition (AfD, CDU, 
FDP) sollten den Sekt ihrer Wahlkampf-Sponso-
ren vom Immobilienmarkt vorerst wieder kalt 
stellen. Die LINKE sagte auf ihrem Wahlpartei-
tag: „Nun erst recht!“ Berlin war, ist und bleibt 
eine Mieterstadt! Mietrecht ist ein Kernstück 
der Menschenrechte. Nirgends verbringen wir 
mehr Zeit als in unserem Zuhause. 

Der Zeichner Heinrich Zille ist ein Berliner 
Urgestein. Er hat vor 100 Jahren rings um den 
Alex, in der Ackerstraße und am Holzmarkt Tau-
sende Skizzen vom Alltag der Armen gemacht. 
Meist mit bitterem Humor. Er meinte: „Man 
kann die Menschen mit einer Wohnung - wie 
mit einer Axt erschlagen!“ Heute würde Zille 
sehen, dass Totschlag auch mit Mietwucher, 
Verdrängung und Luxussanierung für den Ma-
ximalprofit gelingen kann. Das muss gestoppt 
werden!

Die Bundesrepublik feiert sich gerne als 
„sozialer Rechtsstaat“. Mit der Beseitigung der 
Klassen sei auch der Klassenkampf vorbei. Da-
her, meinte Oppositionsführer Dregger (CDU), 
habe das Verfassungsgericht den Mietendeckel 
zertrümmert. Die Rot-Rot-Grüne Koalition habe 
die Stadt mit Billigmieten geködert und gespal-
ten. So tobt nun der Klassenkampf Mieter ge-
gen Vermieter. Der Ex-General der Bundeswehr 
Pazderski wetterte als AfD-Fraktionschef: „Alle 
hätten wissen müssen, dass ein sozialistisches 
Gesetz nach Vorbild der DDR scheitern muss.“

Das sind dummdreiste Parolen. Wir nehmen 
das Grundgesetz, Art.15 beim Wort! Die Verfas-
sungsrichter merkten wohl, dass die sozialen 
Pflichten der Konzerne  „heiße Kartoffeln“ sind. 
Die Bundesregierung muss nun nachsitzen, ehe 
die Lawine kommt! Es geht ja nicht nur um an-
derthalb Millionen Berliner, auch um hundert-
tausende Münchener, Hamburger und andere 
Großstadtbewohner. Sie alle rufen: „Statt Wu-
cher ohne Ende –kürzt die Dividende!

Arthur Paul
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Bundeswehr zwischen 
Pandemie und Militärmanöver

An zwei Fronten stehen derzeit die deut-
schen Soldat:innen. Einerseits leisten 

rund 11.000 Uniformierte Hilfseinsätze in 
Schnelltest- und Impfzentren, sorgen für 
Organisation, achten auf die Einhaltung 
von Abstand und Maskenpflicht.  Die einen 
sehen dies als „volksverbundene“ Mission 
in Uniform, nicht wenige vermuten eine 
„Militarisierung des öffentlichen Lebens“.

Andererseits ist am 1. Mai inmitten der drit-
ten Welle der Corona-Krise und hoher Inzi-
denzwerte bei uns wie in Tschechien, Polen, 
Bulgarien und weiteren europäischen Ländern, 
mit nächtlichen Ausgangssperren und Verbot 
von Zusammenkünften von mehr als zwei, drei 
Personen das NATO-Großmanöver „Defender 
Europe 21“ mit Zielrichtung russischer Gren-
zen angelaufen. Kalkuliert wird mit 30.000 
Soldaten aus 26 Nationen, die gleichzeitig an 
den Übungen auf 30 Truppenübungsplätzen in 
zwölf Ländern teilnehmen sollen.  Die Lausitz 
ist wieder wie im Vorjahr Drehscheibe für Mi-
litärtransporte aus Übersee und den Depots 
im Westen Deutschlands, Italien und Holland. 
Als „Host Nation“ organisiert und überwacht 
die Bundeswehr den Transport verbündeter Ar-
meen. Der Hauptteil der Truppenverlegungen 
soll im Mai erfolgen. Deutsche Kräfte werden 
aber auch von Manöverbeginn bis zum 9. Juni 
in Rumänien und Ungarn mit den Einsatz von 
NATO-Kräften in Europa proben.  Ein Budget 
von 2,9 Millionen Euro ist dafür eingeplant.
Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer 
bringt es in ihrem jüngsten „Focus“-Inter-
view auf einen Nenner: „Innere und äußere 
Sicherheit gehören zu den absoluten Kern-

aufgaben“. Deswegen kämpfe sie dafür, dass 
„wir den Verteidigungsetat in der nächsten 
Legislaturperiode weiter erhöhen“. Trotz der 
immensen finanziellen und wirtschaftlichen 
Auswirkungen der Coronakrise legen die 
am 24. März veröffentlichten Eckwerte des 
Bundeshaushaltes eine Steigerung der Mili-
tärausgaben von heute 46,6 Milliarden auf 
53,1 Milliarden Euro 2023 fest.

2020 musste „Defender Europe 20“, die 
größte Militärübung seit dem Zweiten Welt-
krieg in Europa, wegen Covid-19 abgebrochen 
werden. Und jetzt? Die gefährlichen Kriegs-
spiele der NATO sollten aber wie das nicht 
weniger bedrohliche Coronavirus endlich 
ausgemerzt werden!� Peter Urchs

Wir gratulieren im Mai  
zum Geburtstag!

zum 96.	 Ingeborg Schlag
zum 93.	 Irmgart Tinz, Gerhard Hanusch
zum 91.	 Ruth Claus, Ursula Witt,  
	 Annelore Hanusch, 
zum 90.	 Ingomar Klein, Peter Urchs
zum 89.	 Holger Petersen
zum 88.	 Manfred Maser
zum 87.	 Herbert Schulze
zum 85.	 Bettina Beissert,  
	 Gisela Rademacher
zum 84. 	 Gert Schulze
zum 83. 	 Dieter Ziegelitz
zum 82.	 Johann Gross 
zum 81.	 Wilfried Munser
zum 80.	 Bruno Mach

zum 70.	 Ilja Seifert

Karikatur: Klaus Stuttmann


